
Satzung der Gemeinde Heidgraben über die Herstellung notwendiger  

KFZ-Stellplätze (Stellplatzsatzung) 

 

Auf der Grundlage des § 4 der Gemeindeordnung Schleswig-Holstein sowie der §§ 49 

und 86 Abs. 1 Nr. 5 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO SH) jeweils in 

der zum Zeitpunkt der Beschlussfassung geltenden Fassung wird nach Beschlussfas-

sung durch die Gemeindevertretung vom 20.03.2023 die folgende Stellplatzsatzung 

erlassen: 

 

§ 1 Geltungsbereich 

 

(1) Diese Satzung gilt für das gesamte Gemeindegebiet Heidgraben. 

 

(2) Diese Stellplatzsatzung gilt für die Errichtung, Erweiterung, Änderung oder Nut-

zungsänderung von baulichen Anlagen sowie anderen Anlagen, bei denen ein 

Zu- oder Abgangsverkehr von Kraftfahrzeugen zu erwarten ist. 

 

(3) Regelungen in Bebauungsplänen oder anderen städtebaulichen Satzungen, 

die von dieser Satzung abweichen, gelten vorrangig.  

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

 

(1) Stellplätze sind Flächen, auf denen Kraftfahrzeuge im Sinne dieser Satzung 

außerhalb von öffentlichen Verkehrsflächen abgestellt werden.  

 

(2) Garagen und Carport sin bauliche Anlagen in denen Kraftfahrzeuge im Sinne 

dieser Satzung abgestellt werden und die auch als Stellplatz dient.  

 

§ 3 Herstellungspflicht 

 

(1) Bei der Errichtung, wesentlichen Änderung oder wesentlichen Nutzungsände-

rung von Anlagen im Sinne des § 2 Abs. 1 LBO SH, bei denen ein Zu- und 

Abgangsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, müssen notwendige Stell-

plätze, die unter Berücksichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 

der Bedürfnisse des ruhenden Verkehrs und der Erschließung durch Einrich-

tungen des öffentlichen Personennahverkehrs erforderlich sind, hergestellt wer-

den.  

 

(2) Die notwendigen Stellplätze sind im bauaufsichtlichen Verfahren nachzuweisen 

und müssen spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. Benutz-

barkeit der baulichen Anlage oder sonstiger Anlagen, von denen Zu- und Ab-

gangsverkehr mit Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, fertiggestellt sein. Notwen-

dige Stellplätze können auch in Form von Garagen nachgewiesen werden. 

 



§ 4 Anzahl der notwendigen Stellplätze 

 

(1) Die herzustellende Anzahl der notwendigen Stellplätze ergibt sich aus der An-

lage 1 zu dieser Satzung und den nachfolgenden Regelungen. Die Anlage 1 gilt 

als Bestandteil dieser Stellplatzsatzung. 

 

(2) Für Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage 1 nicht aufgeführt ist, richtet sich 

die Anzahl der herzustellenden Stellplätze nach § 49 LBO SH. 

 

(3) Bei baulichen Anlagen verschiedener Nutzungen ist der Bedarf für die notwen-

digen Stellplätze für die jeweilige Nutzungsart separat zu ermitteln. 

 

(4) Bei der Ermittlung der Richtzahlen gemäß Anlage 1 ist die Anzahl der erforder-

lichen Stellplätze jeweils auf volle Stellplätze aufzurunden, sollte die für die Be-

rechnung der notwendigen Stellplätze maßgebende Einheit überschritten wer-

den. 

 

§ 5 Lage und Beschaffenheit von Stellplätzen 

 

(1) Stellplätze sind auf dem Baugrundstück oder in der näheren Umgebung davon 

auf einem geeigneten Grundstück, dessen Benutzung für diesen Zweck öffent-

lich-rechtlich gesichert ist, herzustellen und für die Dauer des Bestehens der 

Zu- und Abgangsverkehr erzeugenden Anlage zu unterhalten. Wenn Gründe 

des Verkehrs oder städtebauliche Gründe dies erfordern, kann im Einzelfall be-

stimmt werden, dass die Stellplätze auf dem Baugrundstück oder auf einem 

anderen Grundstück herzustellen sind. 

 

(2) Stellplätze sind so anzuordnen, zu errichten und instand zu halten, dass ihre 

Benutzung die Gesundheit nicht schädigt und das Arbeiten und Wohnen, die 

Ruhe und Erholung in der Umgebung durch Lärm oder Gerüche nicht über das 

zumutbare Maß hinaus stört. §§ 30, 33-35 Baugesetzbuch bleiben unberührt. 

Die Landesverordnung über den Bau und Betrieb von Garagen (Garagenver-

ordnung) sowie sonstige einschlägige Rechtsvorschriften und Normen sind bei 

der Herstellung von Stellplätzen heranzuziehen und zu beachten. 

 

(3) Die Benutzbarkeit eines Stellplatzes darf nicht von der Belegung eines anderen 

Stellplatzes abhängig sein. Grundstückszufahrten sind hinsichtlich ihrer Anzahl 

und Breite unter Berücksichtigung der vorliegenden verkehrsrechtlichen Situa-

tion auf das zur notwendigen Erschließung der jeweiligen Zu- und Abgangsver-

kehr verursachenden Anlage angemessene Maß zu beschränken. 

 

(4) Bei allgemein zugänglichen Stellplatzanlagen ist je 30 notwendige Stellplätze 

ein Stellplatz für Menschen mit Behinderung herzustellen. Bei Wohnanlagen für 

betreutes Wohnen einer für je 5 notwendige Stellplätze. 

 



§ 6 Abweichungen 

 

Abweichungen von den Bestimmungen dieser Stellplatzsatzung können unter den 

Voraussetzungen des § 71 Abs. 3 der LBO SH auf Antrag zugelassen werden. 

Sofern die Erhaltung der Bestimmungen dieser Satzung nicht in einem Baugeneh-

migungsverfahren geprüft wird, sind die Abweichungen gesondert bei der Unteren 

Bauaufsichtsbehörde zu beantragen. Gegebenenfalls entgegenstehende Vor-

schriften des DSchG SH bleiben hiervon unberührt. 

 

§ 7 Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 84 Abs. 1 LBO SH handelt, wer notwendige 

Stellplätze entgegen der Bestimmungen des § 2 nicht herstellt oder nicht in-

standhält. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 84 Abs. 3 LBO SH mit einer Geldbuße 

bis zu 500.000,00 Euro geahndet werden. 

 

§ 8 Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Satzung ist die Gemeinde berechtigt, 

die erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten zu erheben, 

zu speichern, zu verwenden und weiter zu verarbeiten.  

 

Sie ist insbesondere zur Erhebung und Verarbeitung folgender Daten berech-

tigt: 

 
a) Daten über die Eigentumsverhältnisse, dinglichen Rechtsverhältnisse 

und sonstigen Grundstücksverhältnisse aus Grundsteuer- und Grund-
buchakten sowie aus dem Liegenschaftsbuch des Katasteramtes  

b) Daten, die ihr im Zusammenhang mit gesetzlichen, schuldrechtlichen o-
der dinglichen Vorkaufsrechten oder anderen Verwaltungsverfahren 
(z.B. Baugenehmigungsverfahren) bekannt geworden sind,  

c) Daten aus den Melderegistern, auch anderer Meldebehörden, hinsicht-
lich der Anschriften der Herstellungspflichtigen, sofern die Vorschriften 
des Landesmeldegesetzes nicht entgegenstehen, 

d) sonstige Daten aus Katasterunterlagen über die Grundstücksverhält-
nisse, insbesondere auch zur Abgrenzung öffentlicher und privater 
Grundstücksflächen, 

e) Daten, die aufgrund örtlicher Feststellungen erhoben wurden bzw. er-
hebbar sind.  

 

(2) Die Herstellungspflichtigen gemäß § 3 sind zur Mitwirkung bei der Erhebung 

der erforderlichen Daten verpflichtet. Die Herstellungspflichtigen haben insbe-



sondere die erforderlichen Auskünfte zu erteilen sowie Unterlagen zum Nach-

weis zu erbringen. Für die Löschung der Daten finden die Vorschriften des 

Landesdatenschutzgesetzes Anwendung. 

 

§ 9 Übergangsbestimmungen 

 

Diese Satzung gilt nicht für Anträge, die bereits vor Inkrafttreten dieser Satzung bei 

der Gemeinde Heidgraben eingereicht wurden. 

 

§ 10 Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.  

 

Heidgraben, den 21.03.2023 

 

 

Der Bürgermeister 


